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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Entwurf einer Verordnung zur Änderung des 
Artikels 109 des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 1962 S. 1385) 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) den 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung des 
Artikels 109 des Statuts der Beamten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

nebst Erläuterung. 

Der Verordnungsentwurf wird voraussichtlich im Oktober 1962 
von den Ministerräten der Gemeinschaften beschlossen wer- 
den. Ein genauer Zeitpunkt ist noch nicht bekannt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Strauß 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadie IV/610 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf einer Verordnung 

zur Änderung des Artikels 109 des Statuts der Beamten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- j 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 212; 

gestützt auf die Vorschläge der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ; 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments; 

gestützt auf die Stellungnahme des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Änderungen des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft werden vom Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung der anderen beteiligten 
Organe vorgenommen. 

Im Interesse einer reibungslosen Arbeit der 
Organe ist eine Verlängerung der Mandate der vor- ; 
läufigen Personalvertretungen und des vorläufigen 
Statutsbeirats erforderlich - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Artikel 109 des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird wie folgt ge- 
ändert: 


„Artikel 109 

Während des ersten Jahres nach Inkrafttreten des 
Statuts übt die vorläufige Personalvertretung, die 
von den vor Inkrafttreten des Statuts im Dienst 
stehenden Bediensteten gewählt wurde, die Befug- 
nisse der Personalvertretung aus. 

Die Befugnisse des Statutsbeirats werden in die- 
ser Zeit von einem vorläufigen Statutsbeirat aus- 
geübt; dieser besteht aus je einem von der vor- 
läufigen Personalvertretung der einzelnen Organe 
bestellten Vertreter und aus je einem von den ein- 
zelnen Organen bestellten Vertreter." 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Erläuterung 


Dem Statutsbeirat (Artikel 10 des Statuts) und 
den Personalvertretungen (Artikel 9, Anhang II 
Artikel 1) obliegen verschiedene Aufgaben, die im 
Statut im einzelnen geregelt sind. Eine der wichtig- 
sten Aufgaben ist die Mitwirkung an den Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Statut (Artikel 110). Der 
Statutsbeirat besteht zu gleichen Teilen aus Ver- 
tretern der Organe der Gemeinschaften und Vertre- 
tern ihrer Personalvertretungen. 

Für die Übergangszeit nach dem Inkrafttreten des ! 
Statuts sind ein vorläufiger Statutsbeirat und eine ■ 
vorläufige Personalvertretung gebildet worden. Ihr 
Auftrag ist auf die Zeit von 6 Monaten nach dem 


Inkrafttreten des Statuts begrenzt (Artikel 109). Bei 
der Verkündung des Statuts (14. Juni 1962), das 
mit Wirkung vom 1. Januar 1962 in Kraft getreten 
ist, war diese Frist nahezu abgelaufen. 

Die EWG-Kommission hält es für notwendig, das 
; Mandat um weitere 6 Monate zu verlängern, damit 
in der von den vorläufigen Gremien bereits begon- 
nenen Arbeit — es handelt sich in erster Linie um 
die Durchführungsbestimmungen zum Statut — 
keine Unterbrechung eintritt. Die Kommission hat 
daher den Entwurf einer Verordnung zur Änderung 
des Artikel 109 vorgelegt. 
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